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Index

66/01 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

Norm

ASVG §68 Abs1;

1. ASVG § 68 heute

2. ASVG § 68 gültig ab 01.08.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 58/2010

3. ASVG § 68 gültig von 01.07.2010 bis 31.07.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2010

4. ASVG § 68 gültig von 01.01.1992 bis 30.06.2010 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 676/1991

Rechtssatz

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei Beurteilung der Frage, ob ein Meldep;ichtiger

bei gehöriger Sorgfalt "Angaben bzw. Änderungsmeldungen" (im Folgenden: Meldungen) als "notwendig" oder

"unrichtig" hätte erkennen müssen, davon auszugehen, dass er sich alle zur Erfüllung seiner gesetzlichen

Verp;ichtungen notwendigen Kenntnisse verschaBen muss und deren Mangel im Falle einer darauf

zurückzuführenden Meldep;ichtverletzung als Außerachtlassung der gehörigen Sorgfalt zu vertreten hat. Damit soll

zum Ausdruck gebracht werden, dass ein Meldep;ichtiger, der nicht über die genannten Kenntnisse verfügt, nicht

schon deshalb im Sinne des § 68 Abs. 1 dritter Satz ASVG exkulpiert ist, weil er sich mit der strittigen Frage ohnedies,

wenn auch nur auf Grund seiner eingeschränkten Kenntnisse, auseinandergesetzt hat und dementsprechend

vorgegangen ist. Einen solchen Meldep;ichtigen triBt vielmehr eine Erkundigungsp;icht, sofern er seine - objektiv

unrichtige - RechtsauBassung nicht etwa auf höchstgerichtliche (und erst später geänderte) Rechtsprechung oder bei

Fehlen einer solchen auf eine ständige Verwaltungsübung zu stützen vermag. Insbesondere wird ein solcher

Meldep;ichtiger gehalten sein, sich über die Vertretbarkeit seiner RechtsauBassung bei der Behörde und/oder einer

zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person oder Stelle Gewissheit zu verschaffen. Erhält er dann allerdings

von ihr trotz ausführlicher Darlegung des maßgebenden Sachverhaltes eine ausdrückliche Auskunft in einer

bestimmten Richtung und geht er danach vor, so liegt trotz einer objektiven Unrichtigkeit keine

Sorgfaltsp;ichtverletzung vor. Der meldep;ichtige Dienstgeber ist somit nur dann im Sinne des § 68 Abs. 1 dritter Satz

ASVG entschuldigt, wenn er die ihm zumutbaren Schritte unternommen hat, sich in der Frage der Meldep;icht

sachkundig zu machen, und die Unterlassung der Meldungen bzw. die Unrichtigkeit derselben auf das Ergebnis dieser

Bemühungen ursächlich zurückzuführen ist. Dabei macht es keinen Unterschied, ob er sich auf eine ihm mitgeteilte

Verwaltungspraxis der Gebietskrankenkasse, auf ständige hg. Rechtsprechung oder auf sonstige verlässliche

Auskünfte sachkundiger Personen oder Institutionen zu stützen vermag (Hinweis: E 22. März 1994, Zl. 93/08/0176,

VwSlg 14020 A/1993; E 26. Februar 2011, Zl. 2007/08/0109, jeweils mwN).Nach ständiger Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ist bei Beurteilung der Frage, ob ein Meldep;ichtiger bei gehöriger Sorgfalt "Angaben bzw.

Änderungsmeldungen" (im Folgenden: Meldungen) als "notwendig" oder "unrichtig" hätte erkennen müssen, davon
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auszugehen, dass er sich alle zur Erfüllung seiner gesetzlichen Verp;ichtungen notwendigen Kenntnisse verschaBen

muss und deren Mangel im Falle einer darauf zurückzuführenden Meldep;ichtverletzung als Außerachtlassung der

gehörigen Sorgfalt zu vertreten hat. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass ein Meldep;ichtiger, der nicht

über die genannten Kenntnisse verfügt, nicht schon deshalb im Sinne des Paragraph 68, Absatz eins, dritter Satz ASVG

exkulpiert ist, weil er sich mit der strittigen Frage ohnedies, wenn auch nur auf Grund seiner eingeschränkten

Kenntnisse, auseinandergesetzt hat und dementsprechend vorgegangen ist. Einen solchen Meldep;ichtigen triBt

vielmehr eine Erkundigungsp;icht, sofern er seine - objektiv unrichtige - RechtsauBassung nicht etwa auf

höchstgerichtliche (und erst später geänderte) Rechtsprechung oder bei Fehlen einer solchen auf eine ständige

Verwaltungsübung zu stützen vermag. Insbesondere wird ein solcher Meldep;ichtiger gehalten sein, sich über die

Vertretbarkeit seiner RechtsauBassung bei der Behörde und/oder einer zur berufsmäßigen Parteienvertretung

befugten Person oder Stelle Gewissheit zu verschaBen. Erhält er dann allerdings von ihr trotz ausführlicher Darlegung

des maßgebenden Sachverhaltes eine ausdrückliche Auskunft in einer bestimmten Richtung und geht er danach vor,

so liegt trotz einer objektiven Unrichtigkeit keine Sorgfaltsp;ichtverletzung vor. Der meldep;ichtige Dienstgeber ist

somit nur dann im Sinne des Paragraph 68, Absatz eins, dritter Satz ASVG entschuldigt, wenn er die ihm zumutbaren

Schritte unternommen hat, sich in der Frage der Meldep;icht sachkundig zu machen, und die Unterlassung der

Meldungen bzw. die Unrichtigkeit derselben auf das Ergebnis dieser Bemühungen ursächlich zurückzuführen ist. Dabei

macht es keinen Unterschied, ob er sich auf eine ihm mitgeteilte Verwaltungspraxis der Gebietskrankenkasse, auf

ständige hg. Rechtsprechung oder auf sonstige verlässliche Auskünfte sachkundiger Personen oder Institutionen zu

stützen vermag (Hinweis: E 22. März 1994, Zl. 93/08/0176, VwSlg 14020 A/1993; E 26. Februar 2011, Zl. 2007/08/0109,

jeweils mwN).
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